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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 

bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass die Europäische Union auf einem Bekenntnis zu Demokratie, 

Rechtstaatlichkeit, Menschenrechten und Grundfreiheiten und auf Achtung der 

Menschenwürde und des internationalen Rechts beruht, nicht nur in ihrer Innenpolitik, 

sondern auch in ihren Außenbeziehungen; in der Erwägung, dass sich die Verpflichtung 

der EU zur Wahrung der Menschenrechte, die durch das Inkrafttreten der EU-Charta der 

Grundrechte und den Beitrittsprozess zur Europäischen Menschenrechtskonvention 

verstärkt wird, in allen Politikbereichen widerspiegeln muss, damit die 

Menschenrechtspolitik der EU wirksam und glaubwürdig wird; 

B. in der Erwägung, dass zu den Instrumenten der Gemeinsamen Außen- und 

Sicherheitspolitik (GASP) auch die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, der 

Internationale Pakt der Vereinten Nationen über bürgerliche und politische Rechte 

(ICCPR) und dessen zwei Fakultativprotokolle, das Übereinkommen der Vereinten 

Nationen gegen Folter (CAT) und das dazugehörige Fakultativprotokoll, die Europäische 

Menschenrechtskonvention, die Charta der Grundrechte der Europäischen Union und das 

Europäische Übereinkommen zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder 

erniedrigender Behandlung oder Strafe gehören, welche zusammen nicht nur ein absolutes 

Folterverbot vorsehen, sondern auch eine positive Verpflichtung enthalten, mutmaßliche 

Fälle von Folter zu untersuchen und Abhilfe und Entschädigung zu leisten; in der 

Erwägung, dass die EU-Leitlinien zu Folter den Rahmen für die Bemühungen der EU „zur 

Verhütung und zur Abschaffung von Folter und Misshandlung in allen Teilen der Welt“ 

bieten; 

C. in der Erwägung, dass geheime Inhaftierungen, die eine Form von Zwangsverschleppung 

sind, bei großflächigem oder systematischem Vorgehen zu einem Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit führen können; in der Erwägung, dass Notsituationen und der Kampf 

gegen den Terrorismus günstige Bedingungen für geheime Inhaftierungen schaffen; 

D. in der Erwägung, dass sämtliche Assoziierungs-, Handels- und Kooperationsabkommen 

Menschenrechtsklauseln enthalten, mit denen die Förderung des Völkerrechts und die 

Einhaltung der Menschenrechte sichergestellt wird, und dass die EU auch politische 

Dialoge mit Drittländern auf der Grundlage von Menschenrechtsleitlinien führt, die auch 

die Bekämpfung von Todesstrafe und Folter betreffen; in der Erwägung, dass die EU im 

Rahmen des Europäischen Instruments für Demokratie und Menschenrechte (EIDHR) 

Organisationen der Zivilgesellschaft unterstützt, die Folter bekämpfen und sich für die 

Rehabilitierung von Folteropfern einsetzen; 

E. in der Erwägung, dass in der gemeinsamen Studie der VN mit dem Titel „Joint study on 

global practices in relation to secret detention in the context of countering terrorism of the 

Special Rapporteur on the Promotion and Protection of Human Rights and Fundamental 

Freedoms while Countering Terrorism“ (A/HRC/13/42), die vom Sonderberichterstatter 

über Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder 
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Strafe, der Arbeitsgruppe für willkürliche Inhaftierungen und der Arbeitsgruppe zu 

erzwungenem oder unfreiwilligem Verschwinden erarbeitet wurde, in Einzelheiten die 

Nutzung von Geheimgefängnissen auf dem Hoheitsgebiet der Europäischen Union als 

Teil des CIA-Programms dargelegt ist und Folgeschreiben an die Mitgliedstaaten 

verschickt wurden, in denen weitere Auskünfte – wie sie in den 

Kommunikationsberichten zu Sonderverfahren, einschließlich dem Bericht vom 

23. Februar 2012 (A/HRC/19/44), festgehalten wurden – angefordert wurden; 

F. in der Erwägung, dass die Beziehungen zwischen der EU und den Vereinigten Staaten 

eine starke Partnerschaft und Zusammenarbeit auf vielen Gebieten und die gemeinsamen 

Werte Demokratie, Rechtstaatlichkeit und Grundrechte als Grundlage haben; in der 

Erwägung, dass die EU und die Vereinigten Staaten seit den Terroranschlägen vom 

11. September 2001 ihr Engagement im Kampf gegen den Terrorismus verstärkt haben, 

insbesondere durch die Gemeinsame Erklärung zur Terrorismusbekämpfung vom 

3. Juni 2010, dass jedoch sichergestellt werden muss, dass die erklärten Verpflichtungen 

in der Praxis auch eingehalten und die Diskrepanzen zwischen den politischen 

Maßnahmen der EU und der Vereinigten Staaten zur Terrorbekämpfung überwunden 

werden; 

G. in der Erwägung, dass die US-Regierung im Dezember 2011 den National Defense 

Authorization Act mit Bestimmungen zu Inhaftierungen verabschiedet hat, durch den die 

zeitlich unbegrenzte Inhaftierung von Personen, die verdächtigt werden, an terroristischen 

Aktivitäten in den USA beteiligt zu sein, gesetzlich kodifiziert wird und somit das Recht 

auf ein ordnungsgemäßes und faires Verfahren untergraben wird; in der Erwägung, dass 

der National Defense Authorization Act gerichtlich angefochten wurde; 

H. in der Erwägung, dass Präsident Obama am 22. Januar 2009 drei 

Durchführungsverordnungen unterzeichnet hat, mittels derer Foltermaßnahmen bei 

Verhören verboten wurden, eine dienststellenübergreifende Arbeitsgruppe mit dem 

Auftrag einberufen wurde, die Politik und die Verfahren der Festnahmen systematisch zu 

prüfen und alle einzelnen Fälle zu überprüfen, und die Schließung von Guantánamo 

angeordnet wurde; 

I. in der Erwägung, dass Guantánamo bislang noch nicht geschlossen wurde, da der US-

Kongress noch starken Widerstand leistet; in der Erwägung, dass die USA in dem 

Bestreben, die Schließung Guantánamos voranzutreiben, die Mitgliedstaaten der EU 

gebeten haben, Guantánamo-Insassen aufzunehmen; in der Erwägung, dass die Hohe 

Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte ihre tiefe Enttäuschung über die 

misslungene Schließung Guantánamos und die Verfestigung eines Systems willkürlicher 

Festnahmen geäußert hat; 

J. in der Erwägung, dass Guantánamo-Insassen noch immer der Militärgerichtsbarkeit 

unterliegen, vor allem nach der Entscheidung des US-Präsidenten vom 7. März 2011, die 

Durchführungsverordnung zu unterzeichnen, mit der die zweijährige Aussetzung von 

neuen Militärgerichtsverfahren aufgehoben wurde, und dem Gesetz vom 7. Januar 2012, 

das die Verlegung von Guantánamo-Insassen in die USA für Gerichtsprozesse verhindert; 

K. in der Erwägung, dass das Parlament wiederholt dazu aufgerufen hat, dass beim Kampf 

gegen den Terrorismus Menschenwürde, Menschenrechte und Grundfreiheiten – auch bei 
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der internationalen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet – auf der Grundlage der 

Europäischen Menschenrechtskonvention, der EU-Charta der Grundrechte und der 

nationalen Verfassungen und Gesetze zu den Grundrechten in vollem Maße geachtet 

werden, und diese Forderung zuletzt in seinem Bericht über die Politik der EU zur 

Bekämpfung des Terrorismus wiederholt hat, in dem es zudem darlegte, dass die Achtung 

der Menschenrechte eine Voraussetzung für die Wirksamkeit der politischen Maßnahmen 

ist; 

L. in der Erwägung, dass – obwohl die EU durch die Verordnung (EG) Nr. 1236/20051 des 

Rates, zuletzt geändert im Dezember 20112, in der jegliche Ausfuhr oder Einfuhr von 

Waren, die neben der Verwendung für die Todesstrafe, Folter und andere grausame, 

unmenschliche und erniedrigende Behandlung oder Strafe keinen anderen praktischen 

Nutzen haben, deutlich gemacht hat, dass sie nicht gewillt ist, in irgendeiner Form Folter 

gutzuheißen – weiterhin noch mehr für die umfassende Durchsetzung getan werden muss; 

M. in der Erwägung, dass ein alleiniger Verlass auf diplomatische Bestätigungen als 

Genehmigung für die Überstellung oder Deportation einer Person in ein Land, bei dem es 

hinlängliche Beweise dafür gibt, dass Einzelpersonen womöglich Foltermaßnahmen oder 

Misshandlungen drohen, nicht mit dem im Völkerrecht, im EU- Recht und in den 

nationalen Verfassungen und Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten verankerten 

uneingeschränkten Folterverbot vereinbar ist3; 

N. in der Erwägung, dass das Europäische Parlament illegale Praktiken wie 

„außerordentliche Überstellungen“, Verschleppungen, Festhalten ohne Gerichtsverfahren, 

Verschwindenlassen, geheime Inhaftierung und Folter wiederholt und nachdrücklich 

verurteilt hat und umfassende Ermittlungen über die mutmaßliche Mitwirkung einiger 

Mitgliedstaaten an der Zusammenarbeit mit Behörden der Vereinigten Staaten, 

insbesondere der CIA, auch auf dem Hoheitsgebiet der EU, gefordert hat; 

O. in der Erwägung, dass rechtswidrige Handlungen auf EU-Hoheitsgebiet sich 

möglicherweise im Rahmen von multilateralen Übereinkünften oder bilateralen 

Abkommen der NATO abgespielt haben; 

1. weist darauf hin, dass Strategien zur Terrorismusbekämpfung nur dann wirksam sein 

können, wenn sie unter strikter Einhaltung der Menschenrechtsverpflichtungen und 

insbesondere des Grundsatzes eines fairen Verfahrens verfolgt werden; 

2. verurteilt erneut die Praktiken der außerordentlichen Überstellung, der geheimen 

Inhaftierung und der Folter, die nach einzelstaatlichen und internationalen 

Menschenrechtsnormen verboten sind und unter anderem die Rechte auf Freiheit, 

Sicherheit, humane Behandlung, die Unterlassung von Folter, die Nichtzurückweisung, 

die Unschuldsvermutung, ein faires Verfahren, Rechtsbeistand und gleichen Schutz aller 

durch das Gesetz verletzen; 

                                                 
1 ABl. L 200 vom 30.7.2005, S. 1. 
2 ABl. L 338 vom 21.12.2011, S. 31. 
3 Artikel 5 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, Artikel 7 des Internationalen Pakts über bürgerliche 

und politische Rechte, Artikel 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) und dazugehöriges 

Fallrecht, Artikel 4 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union. 
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3. hält es für wesentlich, dass die EU alle missbräuchlichen Praktiken beim Kampf gegen 

den Terrorismus verurteilt, einschließlich der, die auf ihrem Hoheitsgebiet verübt werden, 

nicht nur damit die EU ihren Werten gerecht wird, sondern damit sie diese auch in ihren 

Außenbeziehungen glaubwürdig vertreten kann; 

4. bekräftigt erneut, dass die volle Anwendung der Menschenrechtsklausel in Abkommen 

wesentlich für die Beziehungen zwischen der Europäischen Union und ihren 

Mitgliedstaaten und Drittstaaten ist, und ist der Ansicht, dass es eine echte Entwicklung in 

der Hinsicht gibt, dass überprüft wird, wie europäische Regierungen im Namen der 

Terrorismusbekämpfung mit dem Unterdrückungsapparat von Diktaturen 

zusammengearbeitet haben; vertritt in diesem Zusammenhang die Ansicht, dass die neu 

überarbeitete Europäische Nachbarschaftspolitik die Reform des Sicherheitssektors 

wesentlich unterstützen muss, die insbesondere für eine klare Trennung von 

nachrichtendienstlichen und Strafverfolgungsfunktionen sorgen muss; fordert den EAD, 

den Rat und die Kommission auf, ihre Zusammenarbeit mit dem Komitee zur Verhütung 

von Folter und mit anderen relevanten Dienststellen des Europarats bei der Planung und 

Umsetzung von Terrorismusbekämpfungsprojekten mit Drittländern und bei allen 

Dialogen mit Drittländern zum Thema Terrorismusbekämpfung auszubauen; 

5. wiederholt seine gemäß dem Völkerrecht und insbesondere Artikel 12 des 

Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen Folter erhobene Forderung, dass alle 

Staaten, denen glaubwürdige Beschuldigungen vorliegen, alles tun sollten, um die nötigen 

Klärungen herbeizuführen, und, falls weiter Hinweise vorliegen, umfassende Ermittlungen 

und Untersuchungen in Bezug auf mutmaßliche Praktiken der außerordentlichen 

Überstellung, der geheimen Inhaftierung und der Folter sowie anderer schwerwiegender 

Menschenrechtsverletzungen durchführen, um die wahren Sachverhalte festzustellen und  

gegebenenfalls Verantwortlichkeiten zu ermitteln, für Rechenschaftspflicht zu sorgen und 

zu vermeiden, dass Verantwortliche straffrei ausgehen, wozu auch gehört, dass 

Einzelpersonen vor Gericht gebracht werden, wenn eine strafrechtliche Verantwortung 

nachgewiesen wurde; fordert in diesem Zusammenhang die Hohe 

Vertreterin/Vizepräsidentin sowie die EU-Mitgliedstaaten auf, alle erforderlichen 

Maßnahmen zu ergreifen, um dafür zu sorgen, dass eine angemessene Nachbereitung zu 

der gemeinsamen Studie der VN mit dem Titel „Joint study on global practices in relation 

to secret detention in the context of countering terrorism“ vorgelegt wird, vor allem in 

Bezug auf das Folgeschreiben, das von den Sondermandatsträgern am 21. Oktober 2011 

an 59 Länder verschickt wurde und in dem die jeweiligen Regierungen ersucht wurden, 

den neusten Stand der Umsetzung der in diesem Bericht enthaltenen Empfehlungen 

mitzuteilen; 

6. fordert die NATO und die zuständigen Behörden der Vereinigten Staaten auf, eigene 

Ermittlungen anzustellen, eng mit der EU und den Mitgliedstaaten bei parlamentarischen 

oder gerichtlichen Untersuchungen in diesen Fragen zusammenzuarbeiten1 – 

einschließlich einer umgehenden Antwort bei Rechtshilfeanfragen –, Informationen über 

Programme der außerordentlichen Überstellung und andere Praktiken offenzulegen, die 

Menschenrechte und Grundfreiheiten verletzen, und den Rechtsvertretern der 

Verdächtigten alle nötigen Informationen für die Verteidigung ihrer Mandanten 

                                                 
1 Vgl. u.a. Entschließung des Europäischen Parlaments vom 9. Juni 2011 zu Guantánamo: unmittelbar 

bevorstehende Entscheidung über ein Todesurteil (P7_TA(2011)0271). 
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zukommen zu lassen; fordert, dass sämtliche Übereinkünfte der NATO, zwischen der 

NATO und der EU und alle sonstigen transatlantischen Vereinbarungen im Einklang mit 

den Grundrechten stehen; 

7. würdigt die zivilgesellschaftlichen Initiativen in den USA, im Jahre 2010 eine 

parteiübergreifende unabhängige Arbeitsgruppe mit der Aufgabe ins Leben zu rufen, 

Politik und Handlungen der US-Regierung zu untersuchen, die sich auf Festnahme, Haft 

und strafrechtliche Verfolgung „mutmaßlicher Terroristen“ und deren US-Gewahrsam 

unter den Regierungen Clinton, Bush und Obama beziehen; 

8. fordert die zuständigen Organe auf, sich im Bereich der internationalen 

nachrichtendienstlichen Zusammenarbeit nicht auf das Staatsgeheimnis zu berufen und 

Rechenschaftspflicht und Rechtsmittel auszuschließen, und verweist mit Nachdruck 

darauf, dass nur stichhaltige Gründe der nationalen Sicherheit eine Geheimhaltung 

rechtfertigen, wobei unveräußerliche Menschenrechtsverpflichtungen wie das absolute 

Verbot von Folter in jedem Falle schwerer wiegen; 

9. fordert die EU auf, sicherzustellen, dass ihre eigenen internationalen Verpflichtungen 

uneingeschränkt eingehalten und die EU-Strategien und außenpolitischen Instrumente wie 

die Leitlinien zur Folter und die Menschenrechtsdialoge vollständig umgesetzt werden, 

damit sie in einer stärkeren Position ist, wenn sie die genaue Umsetzung von 

Menschenrechtsklauseln in allen von ihr unterzeichneten internationalen Abkommen 

verlangt und ihre wichtigsten Verbündeten wie die Vereinigten Staaten auffordert, ihre 

eigenen innerstaatlichen und internationalen Gesetze zu befolgen; 

10. erinnert daran, dass das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter die 

Einrichtung eines Überwachungssystems erforderlich macht, das alle Situationen des 

Freiheitsentzugs abdecken soll, und besteht darauf, dass die Einhaltung dieses 

internationalen Instruments für zusätzlichen Schutz sorgt; empfiehlt den EU-

Partnerländern dringend, das Fakultativprotokoll zu ratifizieren, unabhängige nationale 

Vorbeugemechanismen im Einklang mit den Pariser Grundsätzen zu schaffen und das 

Internationale Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen 

zu ratifizieren; 

11. fordert die Regierung der Ehemaligen Jugoslawischen Republik Mazedonien auf, die 

Frage der Verantwortlichkeit zu klären und die Personen zur Rechenschaft zu ziehen, die 

für die Entführung von Khaled el-Masri verantwortlich sind, der anscheinend ein Irrtum 

über seine Identität von zugrunde liegt und die zu seiner illegalen Inhaftierung und  

mutmaßlichen Folterung geführt hat; bedauert die Untätigkeit der Staatsanwaltschaft in 

Skopje, strafrechtliche Ermittlungen im Zusammenhang mit der Klage von El-Masri 

durchzuführen; weist darauf hin, dass der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 

den Fall El-Masri aufgenommen hat und dass die erste Anhörung der Großen Kammer am 

16. Mai 2012 stattgefunden hat; ist der Ansicht, dass das Vorgehen der Regierung der 

Ehemaligen Jugoslawischen Republik Mazedonien im diesem Falle nicht im Einklang mit 

den Gründungsprinzipien der EU zu Grundrechten und Rechtstaatlichkeit steht und von 

der Kommission im Rahmen des Beitrittsprozesses der Ehemaligen Jugoslawischen 

Republik Mazedonien zur EU gebührend zur Sprache gebracht werden muss; 

12. ist besonders über das Verfahren besorgt, das von einer US-Militärkommission im Fall 
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Abd al-Rahim al-Nashiri angewendet wurde, der zum Tode verurteilt werden könnte, falls 

er für schuldig befunden wird; fordert die US-Behörden auf, die Verhängung der 

Todesstrafe für Abd al-Rahim al-Nashiri auszuschließen, und bekräftigt erneut seine 

bereits seit Längerem geäußerte Ablehnung der Todesstrafe in allen Fällen und unter allen 

Umständen; weist darauf hin, dass der Fall al-Nashiri seit dem 6. Mai 2011 vom 

Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte behandelt wird; fordert die zuständigen 

Behörden aller Länder, in denen Abd al-Rahim al-Nashiri festgehalten wurde, auf, alle 

verfügbaren Mittel einzusetzen, um zu gewährleisten, dass ihm nicht die Todesstrafe 

droht; fordert die Hohe Vertreterin/Vizepräsidentin auf, in Anwendung der Leitlinien der 

EU zur Todesstrafe den Fall al-Nashiri den USA gegenüber als einen Fall mit hoher 

Priorität vorzubringen; 

13. bekräftigt, dass der internationale Kampf gegen den Terrorismus und die bilaterale oder 

multilaterale Zusammenarbeit auf internationaler Ebene in diesem Bereich, auch innerhalb 

der NATO oder zwischen Nachrichten- und Sicherheitsdiensten, nur unter 

uneingeschränkter Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie unter 

ordnungsgemäßer demokratischer und justizieller Kontrolle erfolgen dürfen; fordert die 

Mitgliedstaaten der EU, die Kommission, den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) 

und den Rat auf, sicherzustellen, dass diese Grundsätze in ihren Außenbeziehungen 

angewendet werden, und betont nachdrücklich, dass sie umfassend die Einhaltung der 

Menschenrechte durch ihre Partner bewerten sollten, bevor sie irgendeine neue 

Übereinkunft, insbesondere in Bezug auf die nachrichtendienstliche Zusammenarbeit und 

den Informationsaustausch, treffen, dass sie bestehende Übereinkünfte überprüfen sollten, 

wenn diese Partner ihren Menschenrechtsverpflichtungen nicht nachkommen, und dass sie 

das Europäische Parlament über die Ergebnisse dieser Bewertungen und Überprüfungen 

unterrichten sollten; 

14. bekräftigt erneut seine Forderung an den Rat und an die Mitgliedstaaten, sich als 

Grundlage für Überstellungen oder Deportationen von Personen, die als Bedrohung für 

die nationale Sicherheit gelten, nicht mehr auf nicht durchsetzbare diplomatische 

Bestätigungen zu verlassen, wenn die tatsächliche Gefahr besteht, dass diese Personen 

gefoltert oder misshandelt oder mit unter Folter erhaltenen Beweisen vor Gericht gestellt 

werden;  

15. fordert die zuständigen Behörden nachdrücklich dazu auf, für eine strenge Trennung 

zwischen den Tätigkeiten der Nachrichten- und Sicherheitsdienste einerseits und der 

Strafverfolgungsbehörden andererseits zu sorgen, damit der allgemeine Grundsatz „nemo 

iudex in sua causa“ beachtet wird; 

16. betont, dass der nichtständige Ausschuss des Europäischen Parlaments, der die 

Untersuchung durchgeführt hat, die den Entschließungen des Europäischen Parlaments 

vom 14. Februar 2007 und 19. Februar 2009 zugrunde liegt, aufgedeckt hat, dass die 

Genehmigungs- und Kontrollverfahren für Zivilflugzeuge, die den Luftraum von 

Mitgliedstaaten überflogen oder auf deren Hoheitsgebiet landeten, erhebliche Mängel 

aufwiesen und daher nicht nur die außerordentlichen Überstellungen der CIA 

ermöglichten, sondern auch leicht von jeglichen Akteuren des organisierten Verbrechens, 

darunter auch Terrornetzwerken, umgangen werden konnten; erinnert zudem an die 

Zuständigkeit der Gemeinschaft im Bereich Verkehrssicherheit und die Empfehlungen des 
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Parlaments an die Kommission, die Verwaltung des EU-Luftraums, der EU-Flughäfen 

und der nichtkommerziellen Luftfahrt der EU zu regeln und zu überwachen; fordert daher 

von der EU und ihren Mitgliedstaaten eine unverzügliche und gründliche Überprüfung der 

Umsetzung des Abkommens über die internationale Zivilluftfahrt (Abkommen von 

Chicago) hinsichtlich Genehmigung und Kontrollen von Zivilflugzeugen, die ihren 

Luftraum überfliegen oder auf ihrem Hoheitsgebiet landen, um zu gewährleisten, dass die 

Sicherheit erhöht wird und Kontrollen systematisch durchgeführt werden, wodurch eine 

Identifizierung von Passagieren und Flugbegleitern im Vorfeld erforderlich wird und 

sichergestellt werden muss, dass alle Flüge mit dem Status „staatlicher Flug“ (die nicht 

unter das Abkommen fallen) eine ordentliche vorherige Genehmigung erhalten; erinnert 

zudem an die Empfehlung des Parlaments, dass die Mitgliedstaaten das Abkommen von 

Tokio über strafbare und bestimmte andere an Bord von Luftfahrzeugen begangene 

Handlungen wirksam durchsetzen; 

17. fordert die Konferenz der Delegationsvorsitze auf, zu gewährleisten, dass 

parlamentarische Dialoge über den Schutz der Grundrechte in Gang gesetzt werden und 

der Kampf gegen den Terrorismus auf der Grundlage der Erkenntnisse der gemeinsamen 

Studie der VN mit dem Titel „Joint study on global practices in relation to secret detention 

in the context of countering terrorism“ und der Zusammenstellung der VN mit dem Titel 

„Compilation of good practices on legal and institutional frameworks and measures that 

ensure respect for human rights by intelligence agencies while countering terrorism, 

including on their oversight“ erfolgt; 

18. fordert die Vereinigten Staaten in Anbetracht der entscheidenden Rolle der 

transatlantischen Partnerschaft und der Führungsrolle der Vereinigten Staaten auf diesem 

Gebiet auf, in Bezug auf sämtliche von ihnen begangenen missbräuchlichen Praktiken 

eingehende Untersuchungen anzustellen und die Rechenschaftspflicht sicherzustellen, 

dafür zu sorgen, dass das einschlägige innerstaatliche und internationale Recht 

uneingeschränkt angewandt wird, um gesetzliche Schlupflöcher zu stopfen, den 

Militärverfahren ein Ende zu setzen, bei Terrorismusverdächtigen uneingeschränkt das 

Strafrecht anzuwenden und die Haftprüfung sowie den Habeas-Corpus-Grundsatz, das 

Prinzip des fairen Verfahrens, die Unterlassung von Folter und die Nichtdiskriminierung 

von Ausländern gegenüber Bürgern der Vereinigten Staaten wieder einzuführen; 

19. fordert Präsident Obama auf, seiner Zusage vom Januar 2009 Folge zu leisten, 

Guantánamo zu schließen, jedem Gefangenen, gegen den keine Anklage erhoben werden 

soll, die schnellstmögliche Rückkehr in sein Heimatland oder ein anderes sicheres Land 

zu ermöglichen und sicherzustellen, dass gegen Guantánamo-Häftlinge, gegen die 

ausreichend zulässiges Beweismaterial vorliegt, unverzüglich ein Verfahren mit einer 

fairen und öffentlichen Verhandlung vor einem unabhängigen und unparteiischen Gericht 

durchgeführt wird und sie im Falle einer Verurteilung im Einklang mit den geltenden 

internationalen Standards und Grundsätzen in den Vereinigten Staaten inhaftiert werden; 

fordert gleichermaßen eine Untersuchung der in Guantánamo vorgefallenen 

Menschenrechtsverletzungen und die Klärung der Verantwortung; 

20. fordert die US-Behörden auf, die über den National Defense Authorization Act 

legitimierte zeitlich unbegrenzte Inhaftierung ohne Anklageerhebung oder 

Gerichtsverfahren außer Kraft zu setzen; 
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21. fordert alle EU-Mitgliedstaaten auf, das VN-Übereinkommen zum Schutz aller Personen 

vor dem Verschwindenlassen zu unterzeichnen und zu ratifizieren; 

22. fordert, dass Gefangenen, gegen die keine Anklage erhoben werden soll, die jedoch nicht 

rückgeführt werden können, weil die konkrete Gefahr besteht, dass sie in ihrem 

Herkunftsland unter Folter oder Verfolgung zu leiden haben, die Möglichkeit geboten 

wird, in den Vereinigten Staaten aufgenommen zu werden und dort humanitären Schutz 

und Entschädigung zu erhalten1, und fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, zudem bereit 

zu sein, solche ehemaligen Guantánamo-Häftlinge aufzunehmen; 

23. fordert die EU auf, dafür zu sorgen, dass EU-Mitgliedstaaten, assoziierte Staaten und 

Partnerstaaten – insbesondere die des Cotonou-Abkommens –, die sich bereiterklärt 

haben, ehemalige Guantánamo-Insassen aufzunehmen, diesen ehemaligen Häftlingen ihre 

uneingeschränkte Unterstützung für gute Lebensbedingungen anbieten und deren 

Integration in die Gesellschaft, deren medizinische Versorgung, darunter auch deren 

psychische Genesung, deren Zugang zu Ausweis- und Reisedokumenten, deren Ausübung 

des Rechts auf Familienzusammenführung und aller anderen Grundrechte, die 

Asylsuchenden zugeschrieben werden, ermöglichen. 

                                                 
1 Siehe Ziffer 3 der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. Februar 2009 zu der Rückführung und 

Neuansiedlung der Insassen des Gefangenenlagers Guantánamo (P6_TA (2009)0045). 



 

AD\908016DE.doc 11/11 PE487.735v02-00 

 DE 

ERGEBNIS DER SCHLUSSABSTIMMUNG IM AUSSCHUSS 

Datum der Annahme 5.7.2012    

Ergebnis der Schlussabstimmung +: 

–: 

0: 

60 

3 

1 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Mitglieder 

Pino Arlacchi, Elmar Brok, Jerzy Buzek, Tarja Cronberg, Arnaud 

Danjean, Michael Gahler, Marietta Giannakou, Andrzej Grzyb, Anna 

Ibrisagic, Liisa Jaakonsaari, Anneli Jäätteenmäki, Jelko Kacin, Ioannis 

Kasoulides, Tunne Kelam, Nicole Kiil-Nielsen, Evgeni Kirilov, Maria 

Eleni Koppa, Andrey Kovatchev, Paweł Robert Kowal, Eduard Kukan, 

Vytautas Landsbergis, Ryszard Antoni Legutko, Krzysztof Lisek, 

Sabine Lösing, Ulrike Lunacek, Mario Mauro, Francisco José Millán 

Mon, Alexander Mirsky, María Muñiz De Urquiza, Annemie Neyts-

Uyttebroeck, Norica Nicolai, Raimon Obiols, Kristiina Ojuland, Ria 

Oomen-Ruijten, Pier Antonio Panzeri, Alojz Peterle, Bernd Posselt, 

Hans-Gert Pöttering, Libor Rouček, Tokia Saïfi, Nikolaos Salavrakos, 

György Schöpflin, Werner Schulz, Adrian Severin, Marek Siwiec, 

Geoffrey Van Orden, Kristian Vigenin, Sir Graham Watson, Boris Zala 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellvertreter(innen) 

Charalampos Angourakis, Jean-Jacob Bicep, Véronique De Keyser, 

Andrew Duff, Tanja Fajon, Hélène Flautre, Elisabeth Jeggle, Baroness 

Sarah Ludford, Carmen Romero López, Helmut Scholz, Indrek Tarand, 

Alejo Vidal-Quadras, Dominique Vlasto, Joachim Zeller 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellv. (Art. 187 Abs. 2) 

Petru Constantin Luhan 

 
 


